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1. Analyse der Herausforderungen und programmatische Kritik 
Problemaufriss und Herausforderungen 

Das deutsche Gesundheitswesen steht vor einem umfassenden Reformbedarf, der durch eine 

Vielzahl nicht abgeschlossener Baustellen aus der aktuellen Legislaturperiode deutlich wird. 

Zwar wurde die Krankenhausreform angestoßen, jedoch bleibt sie hinter den Erwartungen zurück 

und bedarf erheblicher Verbesserungen, um sektorenübergreifend Versorgungsbedarfe zu de-

cken. Gleiches gilt für die kritische Finanzlage in der Pflege, die die bisherigen Maßnahmen nicht 

entschärfen konnten. Hinzu kommt ein eklatanter Reformstau zu den im Koalitionsvertrag ge-

nannten Vorhaben. Wichtige Schritte wie die Kompetenzerweiterung in der Pflege, einheitliche 

Regelungen für Ausbildungs- und Einsatzstandards sowie die Förderung von Akademisierung und 

Professionalisierung in den Gesundheitsberufen wurden nicht umgesetzt. Die ausstehende Re-

form der Notfallversorgung konnte nicht mehr verabschiedet werden. Auch in der ambulanten 

Versorgung bleiben bereits angestoßene Vorhaben, wie die Umsetzung der Gesundheitsregionen 

und die Entbudgetierung von Hausärzt:innen, aus. Darüber hinaus fehlen eine konsequente Resi-

lienzstrategie für das Gesundheitssystem wie auch die angestrebte Stärkung von Prävention und 

öffentlicher Gesundheit u. a. durch die Errichtung des BIPAM.  

Verschärft wird diese Situation durch die zunehmenden wirtschaftlichen Herausforderungen. Die 

Kosten für die Krankenversicherung steigen kontinuierlich, was zu einem Rekordbeitrag der Lohn-

nebenkosten führt, der mittlerweile 42,3 % des Bruttolohns ausmacht1. Die durchschnittlichen 

Zusatzbeiträge der Krankenkassen liegen bei 17,5 Prozentpunkten, ohne dass die langfristige Fi-

nanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) als gesichert angesehen werden kann. 

Vor diesem Hintergrund muss auch die Finanzierung zukünftiger Reformvorhaben stärker in den 

Mittelpunkt gerückt werden. Ob Mehrkosten über Versichertengelder (und damit durch Beitrags-

erhöhungen), durch Leistungskürzungen oder durch zusätzliche Steuermittel finanziert werden 

sollen, ist letztlich eine gesamtgesellschaftlich zu diskutierende Frage.  

  

 

1 Tagesschau 02.01.2025: "Lohnnebenkosten steigen auf Rekordhoch". Online verfügbar unter 
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/verbraucher/lohnnebenkosten-rekordhoch-krankenkassenbei-
traege-100.html, zuletzt abgerufen am 06.01.2025. 
 
 

https://www.tagesschau.de/wirtschaft/verbraucher/lohnnebenkosten-rekordhoch-krankenkassenbeitraege-100.html
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/verbraucher/lohnnebenkosten-rekordhoch-krankenkassenbeitraege-100.html
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Kritik an den Wahlprogrammen 

Die Wahlprogramme der Parteien zur Bundestagswahl bieten bislang keine ausreichenden Ant-

worten auf die zentralen Probleme des Gesundheitssystems. Wichtige Themen wie die langfris-

tige Sicherstellung der Finanzierung, die Gewinnung und Bindung von Fachkräften und der Büro-

kratieabbau werden entweder nur oberflächlich angesprochen oder gar nicht adressiert. Die Di-

gitalisierung, eine notwendige Voraussetzung für eine zukunftsfähige Gesundheitsversorgung, 

wird vielfach ohne konkrete, praktikable Ansätze thematisiert. Während die Pflege in den Pro-

grammen breiten Raum einnimmt, werden andere Gesundheitsberufe nur im Wahlprogramm von 

Volt explizit berücksichtigt und ansonsten kaum benannt. Das Wahlprogramm von Volt bildet 

auch sonst eine Ausnahme, da sie sich eine ambitionierte Neugestaltung des GKV-Systems nach 

dem Prinzip der Genossenschaften wagen2. 

Grundsätzlich fehlt es den Wahlprogrammen an Realismus: Finanzierungsforderungen werden 

aufgestellt, ohne aufzuzeigen, woher die benötigten Mittel kommen sollen. Beispiele wie die Idee 

eines vollständigen Lohnausgleichs für pflegende Angehörige (Die Linke) oder die Freistellung für 

Pflegeleistungen bei vollem Gehalt (Bündnis 90/ Die Grünen) erscheinen utopisch. Die Idee einer 

Bürgerversicherung wird in den Raum gestellt, ohne jedoch aufzuzeigen, wie diese unter den vor-

handenen Rahmenbedingungen umgesetzt werden soll. Offen bleibt auch, wie in einer Bürgerver-

sicherung das Gesundheitswesen zukünftig nachhaltig finanziert werden soll. Eine mutige Neu-

strukturierung des Systems, etwa durch die Zusammenlegung von SGB V und SGB XI im Sinne 

eines Präventions- und Versorgungsgesetzes, oder durch eine neue sektorenübergreifende und 

ergebnisorientierte Vergütungssystematik lassen alle Parteien außen vor. Damit wird die Chance 

vertan, statt kleinteiliger Reformen eine grundlegende Änderung der Gesetzgebung anzustreben.  

  

 

2 Diese Idee ist nicht neu, das Konzept einer genossenschaftlichen Krankenversicherung findet sich bspw. 
bereits bei Henke, Klaus-Dirk (2007): „Wege zu einer neuen oder aus der Dualität von GKV und PKV.“  
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2. Quick Check: Analyse der Partei-Positionen und deren Gemeinsam-
keiten 

Quick Check: Analyse der Parteipositionen 

und deren Gemeinsamkeiten 

CDU/ 

CSU 
SPD 

Bündnis 

90/ DIE 

GRÜ-

NEN 

FDP AfD 
Die 

Linke 
BSW Volt 

(Ambulante) Gesundheitsversorgung und Zugang zu Leistungen 

Hausärzt:innen als erste Anlaufstelle für Patient:in-

nen stärken 
✓ ✓ - ✓ - - ✓ ✓ 

Bessere Terminkapazitäten für GKV-Patient:innen - ✓ ✓ - - - - - 

Geschlechtsspezifische medizinische Versorgung 

fördern 
✓ - ✓ ✓ - - - ✓ 

Versorgungszentren/ Gesundheitskioske etablieren   - ✓ ✓ - - ✓ - ✓ 

Regionale Versorgungsnetze fördern  - ✓ ✓ - - ✓ - ✓ 

Sektorenübergreifende Versorgung stärken ✓ ✓ ✓ ✓ - ✓ ✓ ✓ 

Den Zugang zu aktiver Sterbehilfe erleichtern X - - ✓ X - - - 

Schwangerschaftsabbrüche entkriminalisieren (§ 

218 StGB streichen) 
X ✓ ✓ (✓) X ✓ ✓ ✓ 

Stationäre Versorgung und Krankenhausreform  

Korrektur der Krankenhausreform  ✓ - ✓ - - - ✓ ✓ 

Fallpauschalen in der Krankenhausvergütung ab-

schaffen  

- - - - 
✓ ✓ 

- 
-  

Ablehnung der Privatisierung von KH  - - - - ✓ ✓ ✓ - 

Pflege  

Pflegevollversicherung etablieren - - - - - ✓ ✓ - 

Eigenanteile in der Pflege durch staatliche Unter-

stützung senken 
- ✓ - - - ✓ ✓ - 

Die häusliche Pflege stärken  ✓ - - - ✓ - ✓ - 

Eigenverantwortliche Vorsorge fördern  ✓ ✓ - ✓ - X X - 

Bessere Vereinbarkeit von Pflege/Beruf für pfle-

gende Angehörige 
✓ ✓ ✓ ✓ ✓ ✓ ✓ - 

Pflege- und Gesundheitsberufe 

Kompetenzerweiterung für Gesundheitsberufe - ✓ ✓ - - - - ✓ 
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Quick Check: Analyse der Parteipositionen 

und deren Gemeinsamkeiten 

CDU/ 

CSU 
SPD 

Bündnis 

90/ DIE 

GRÜ-

NEN 

FDP AfD 
Die 

Linke 
BSW Volt 

Verstärkte Anwerbung von ausländischen Fachkräf-

ten 
✓ - - ✓ X - X - 

Rückkehr-Offensive für Fachkräfte - - ✓ ✓ ✓ ✓ - - 

Tarifgebundene Gehälter - ✓ - - - ✓ - - 

 Gesundheitspolitik und Finanzierung  

Eine Bürgerversicherung, in die alle einzahlen  X ✓ ✓ X X ✓ ✓ ✓ 

Beitragsbemessungsgrenze in der GKV reformie-

ren/abschaffen  
- - ✓ X - ✓ - ✓ 

Hausärztliche Leistungen entbudgetieren - ✓ - ✓ ✓ - - - 

Einfluss von Finanzinvestoren im Gesundheitswe-

sen begrenzen 
- - ✓ - ✓ ✓ - - 

Versicherungsfremde Leistungen v.a. über Steuer-

mittel finanzieren 
- ✓ ✓ - - - ✓ ✓ 

Beiträge von Bürgergeldempfänger:innen durch den 

Bund finanzieren 
- - ✓ - ✓ - ✓ - 

Prävention, öffentliche und mentale Gesundheit 

Den Zugang zu psychotherapeutischen Angeboten 

verbessern  
- ✓ ✓ ✓ - ✓ - ✓ 

An der Cannabis-Legalisierung festhalten  X ✓ ✓ ✓ X ✓ - ✓ 

Bessere Vorbereitung auf zukünftige Bedrohungen/ 

Katastrophen  
- ✓ ✓ - - - - ✓ 

Aufarbeitung von Corona-Maßnahmen - - - - ✓ - ✓ - 

Digitalisierung  

Ausbau der Datennutzung für Forschung und Ver-

sorgung  
✓ - ✓ ✓ X X X - 

Pharmazie und Arzneimittel 

Produktions-/Standortbedingungen für Pharmaun-

ternehmen verbessern 
✓ ✓ - ✓ ✓ X X ✓ 
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3. Detaillierte Übersicht zu den Wahlkampfthemen im Gesundheitswesen 
(Ambulante) Gesundheitsversorgung und Zugang zu Leistungen 

CDU/CSU SPD Bündnis 90/DIE GRÜNEN FDP AfD Die Linke BSW Volt 

Die CDU fordert 
eine stärkere Steu-
erungsfunktion der 
Hausarztpraxen für 
Patient:innen. 
Diese soll zu einer 
besseren Koordi-
nation der Behand-
lungsabläufe bei-
tragen und Warte-
zeiten senken. 
Gleichzeitig soll 
die sektorenüber-
greifende Versor-
gung vorangetrie-
ben werden. Sie 
will die Geburts-
hilfe und medizini-
sche Versorgung 
von Kindern und 
Jugendlichen zu-
kunftsfest umge-
stalten und die ge-
schlechtsspezifi-
sche Medizin als 
eigenes Aufgaben-
feld vorantreiben.  

Die SPD will eine Ter-
mingarantie der GKV 
und KVen durchsetzen, 
sodass gesetzlich Versi-
cherte genauso schnell 
wie Privatversicherte ei-
nen Termin erhalten (bei 
Nichteinhaltung An-
spruch auf Beitragsredu-
zierungen). Die Budge-
tierung von Hausärzt:in-
nen soll wegfallen und 
die Gründung kommu-
naler MVZ erleichtert 
werden. Die SPD setzt 
auf regionale Versor-
gungsnetzwerke und 
sektorenübergreifende 
Versorgung fördern. Der 
Zugang zu Versorgungs-
angeboten für vul-
nerable Gruppen soll 
bspw. durch Gesund-
heitskioske verbessert 
werden. Gezielte Lösun-
gen sollen für Krankhei-
ten wie Endometriose, 
Themen rund um Geburt 
und Wechseljahre ent-
wickelt werden. 

Die Grünen planen einen 
Sprechstundenanteil für ge-
setzlich Versicherte. Zudem 
sollen Vertragsärzt:innen 
von unnötiger Bürokratie 
entlastet werden. Sie wollen 
Projekte zur Ursachenfor-
schung bei ME/CFS und 
Long-COVID finanzieren 
und dafür sorgen, dass „For-
schung, Ausbildung und 
medizinische Praxis […] ge-
schlechtsspezifische As-
pekte zur Verbesserung der 
Frauengesundheit zwingend 
berücksichtigen“. Die Tren-
nung der Finanzsysteme von 
ambulanter und stationärer 
Versorgung soll überwun-
den und die Verteilung von 
Niedergelassenen enger mit 
der Krankenhausplanung 
der Länder verknüpft wer-
den. Sie befürworten regio-
nale Verbünde (Gesund-
heitsregionen) und gemein-
same Versorgungszentren. 

Die FDP setzt auf ein Pri-
märarztsystem von Haus- 
und Kinderärzt:innen als 
erste Anlaufstelle und will 
eine Entbudgetierung für 
Hausärzt:innen erreichen. 
Sie fordert eine bessere fi-
nanzielle Förderung von 
Kinderwunschbehandlun-
gen und eine Verbesse-
rung der Frauengesund-
heit durch geschlechts-
spezifische Versorgung 
und Erforschung von 
Krankheiten wie z.B. 
PCOS, Lipödem oder 
Brustkrebs. Ungewollt 
Schwangeren will die FDP 
z.B. durch einen verbes-
serten Zugang zu medika-
mentösen Abbruchme-
thoden helfen. Künstliche 
Sektorenbarrieren zwi-
schen ambulantem und 
stationärem Raum sollen 
abgebaut und die Vernet-
zung aller Versorgungsbe-
reiche weiterentwickelt 
werden. 

Die AfD fordert, die Rati-
onierung ärztlicher Leis-
tungen durch den 
Zwang, Behandlungen 
ohne Vergütungsan-
spruch zu erbringen, zu 
beenden. Ungesteuerter 
Leistungsausweitung 
soll mit Bonus-/Rückver-
gütungssystemen be-
gegnet werden. Im länd-
lichen Raum sollen fi-
nanzielle und organisa-
torische Hilfen für nie-
dergelassene Ärzt:innen 
entwickelt werden. Die 
AfD lehnt alle Bestre-
bungen, Abtreibungen 
zu einem Menschen-
recht zu erklären, ab. Sie 
soll die absolute Aus-
nahme bleiben (z.B. bei 
kriminologischer oder 
medizinischer Indika-
tion). Stattdessen sollen 
Möglichkeiten der ano-
nymen/vertraulichen 
Geburt ausgebaut wer-
den.  

Die Linke fordert 
eine flächende-
ckende, barrierefreie 
und bedarfsgerechte 
Versorgung und setzt 
dabei auf kommu-
nale Versorgungs-
zentren als zentrale 
Anlaufstelle für Pati-
ent:innen. Sie befür-
wortet eine (Teil-)Fi-
nanzierung der 
künstlichen Befruch-
tung auch bei unver-
heirateten/lesbi-
schen/queeren Paa-
ren und will für mehr 
Selbstbestimmung 
bei der Geburt ein-
treten. Die Linke for-
dert den Bund auf, 
sektorenübergrei-
fende Behandlung 
und regionale 
Grundversorgung 
verlässlich und aus-
reichend zu finanzie-
ren. 

Das BSW will 
eine höhere Ver-
gütung für Haus-
ärzt:innen als 
Ansprechpartner 
der Patient:innen 
durchsetzen. Der 
geplante Wegfall 
der PKV soll 
nicht zulasten 
der Niedergelas-
senen gehen. Die 
kommunale 
Ebene soll bei 
Planung und Or-
ganisation der 
Pflege- und Ge-
sundheitsversor-
gung gestärkt 
und die Privati-
sierung „zurück-
gedrängt wer-
den“. Das BSW 
fordert, notwen-
digen Zahnersatz 
und Sehhilfen 
vollständig durch 
die GKV zu finan-
zieren. 

Volt will die am-
bulante Versor-
gung durch mul-
tiprofessionelle 
„Regionaler Ver-
sorgungszen-
tren“ (RVZ) und 
eine hausarzt-
zentrierte Versor-
gung als erste 
Anlaufstelle stär-
ken. Alle Versor-
gungsangebote 
sollen zukünftig 
regional und be-
darfsspezifisch 
geplant werden. 
Mobile Einheiten 
sollen die ländli-
che Versorgung 
sicherstellen. 
Die geschlech-
tergerechtere 
Medizin soll ge-
fördert und Men-
schen mit post-
infektiösen Er-
krankungen bes-
ser unterstützt 
werden. 



 

 

figus GmbH (2025): Analyse der Wahlprogramme zur Bundestagswahl 2025          8 

 

Stationäre Versorgung und Krankenhausreform 

CDU/CSU SPD Bündnis 
90/DIE GRÜ-

NEN 

FDP AfD Die Linke BSW Volt 

Die CDU fordert, 
dass die Planungs-
hoheit der Länder 
unberührt bleibt. 
Fehlsteuerungen in 
Folge der Kranken-
hausreform will sie 
korrigieren. 

(-) Die Grünen wol-
len die Kranken-
hausreform 
nachbessern 
und private 
Krankenversi-
cherungen an 
den Kosten be-
teiligen. 

Die FDP plant, 
spezialisierte bzw. 
bessere Angebote 
vorzuhalten, die 
Kostenentwick-
lung zu bremsen 
und gleichzeitig 
Ärzt:innen und 
Pflegekräfte zu 
entlasten.  

Die AfD sieht die anstehende 
Krankenhausreform als nicht 
zur Problemlösung geeignet. 
Sie verfolgt die Abschaffung 
der Fallpauschalen und die 
Rückkehr zu individuellen 
Budgetvereinbarungen zwi-
schen Krankenhäusern und 
dem GKV-Spitzenverband. Sie 
lehnt die Privatisierung von 
Akutkrankenhäusern ab. 

Die Linke sieht eine Finanzierung der 
Betriebskosten von Krankenhäusern 
durch die Krankenkassen vor. Zusätz-
lich sollen Fallpauschalen vollständig 
abgeschafft werden. Dies soll Ge-
winne bzw. Verluste weitgehend un-
möglich machen und einen Interes-
senverlust privater Betreiber:innen zur 
Folge haben. Ihr Plan ist, aufgegebene 
Krankenhäuser wieder in die öffentli-
che Hand zu überführen. Zudem for-
dert sie Bund und Länder dazu auf, 
nachhaltig in die Krankenhäuser zu fi-
nanzieren. 

Das BSW will die Kran-
kenhausreform rück-
gängig machen. Kran-
kenhausschließungen 
und -privatisierungen 
lehnt sie ab. -Geburts-
kliniken und hebam-
men-geführte Kreis-
säle sollen wohnort-
nah zur Verfügung ste-
hen 

Volt will ein einheitliches 
Vergütungssystem durch 
die Verknüpfung von Vorhal-
tefinanzierung, Komplex- 
und Fallpauschalen, um 
Fehlanreize zu vermeiden. 
Kleine Krankenhäuser sol-
len in regionale Versor-
gungszentren umgewandelt 
und in den ambulanten 
Sektor integriert werden.  
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Pflege- und Gesundheitsberufe 

DU/CSU SPD Bündnis 90/DIE GRÜ-
NEN 

FDP AfD Die Linke BSW Volt 

Die CDU möchte mit-
hilfe von planbaren 
Einsatzzeiten, Sprin-
gerpools, neuen Be-
rufsbildern und An-
werbungen im Aus-
land die Arbeitsbe-
dingungen für Pflege-
kräfte attraktiver ge-
stalten. Zudem will 
sie den Einsatz multi-
professioneller 
Teams unterstützen 
und Dokumentati-
onsprozesse verein-
fachen. 

Die SPD setzt auf eine 
bundeseinheitliche und 
bedarfsgerechte Perso-
nalausstattung für alle 
Beschäftigtengruppen 
sowie tarifgebundene 
Gehälter. Sie sieht zu-
dem eine Erweiterung 
der Befugnisse von Pfle-
gekräften vor und setzt 
ebenfalls auf die Anwer-
bung und Integration von 
ausländischen Fachkräf-
ten. Eine kostenfreie und 
wohnortnahe Ausbildung 
unter einheitlichen Stan-
dards, eine verlässliche 
und faire Vergütung so-
wie Mitbestimmungs-
möglichkeiten sollen die 
Ausbildungs- und PJ- Be-
dingungen verbessern. 
Zudem will die SPD das 
Advanced Practice 
Nursing (APN) und das 
Konzept der Gemeinde-
schwester vorantreiben. 

Die Grünen fordern mehr 
Kompetenzen für Gesund-
heitsberufe, verfolgen die 
Umsetzung höherer Per-
sonalschlüssel und stre-
ben eine bessere Arbeits-
teilung und Zusammenar-
beit zwischen den Berufs-
gruppen auf Augenhöhe 
an. Auch die Ausbildungs-
bedingungen für Auszubil-
dende sollen verbessert 
und für die Pflegeassis-
tenz vereinheitlicht wer-
den. Sie planen, Fach-
kräfte mit einer Rückkehr-
Offensive zurückzugewin-
nen.  Zusätzlich sollen die 
Arbeitsbedingungen für 
Hebammen besonders im 
Krankenhaus attraktiver 
gestaltet werden und zu-
sätzliche Programme für 
Gemeindegesundheits-
pfleger:innen/“Medizin 
auf Rädern“ geschaffen 
werden.  

Die FDP will so-
wohl im Inland als 
auch im Ausland 
mehr Pflegekräfte 
gewinnen. Hierzu 
soll das Anerken-
nungsverfahren 
für ausländische 
Pflegekräfte ver-
einfacht werden. 
Zur Entlastung 
des Pflegeperso-
nals setzen sie 
auf digitale An-
wendungen, Au-
tomatisierung 
und Robotik. 

Die AfD lehnt Pflegekam-
mern sowie die Abschaf-
fung des Heilpraktikerbe-
rufs ab, fordert allerdings 
eine Nachbesserung des 
Heilpraktikergesetzes. 
Pflegepersonal aus dem 
Ausland soll uneinge-
schränkt (fachlich und 
sprachlich) dem deut-
schen Standard genügen. 
Sie strebt zudem eine 
Ausweitung des Studien-
platzangebotes für Zahn- 
und Humanmedizin an, 
die Plätze sollen vorran-
gig an Bewerber:innen 
mit deutscher Staatsan-
gehörigkeit vergeben wer-
den. 

Die Linke fordert flä-
chendeckende Entlas-
tungstarife sowie bes-
sere Arbeitsbedingun-
gen und eine Rück-
werbe- und Ausbil-
dungskampagne für 
Pflegekräfte und weitere 
Beschäftigte im Ge-
sundheitswesen. Ge-
sundheitsberufe sollen 
stärker eigenverantwort-
lich behandeln und ver-
sorgen können. Out-
sourcing, um Löhne zu 
drücken oder Tarifver-
träge zu umgehen soll 
unterbunden werden. 
Zudem will sie für eine 
Regulierung der Be-
schäftigungsverhält-
nisse ausländischer Ar-
beitskräfte in der „24-
Stunden Betreuung“ 
eintreten und die Aus-
beutung jener verhin-
dern. 

Das BSW will mehr 
Medizinstudien- 
und Ausbildungs-
plätze für Psycho-
therapeut:innen 
schaffen und mehr 
Pflegepersonal 
ausbilden sowie 
durch eine bessere 
Bezahlung  die Ar-
beitsbedingungen 
verbessern. Die 
Ausbildung zur Kin-
derkrankenpflege 
soll wieder aufge-
nommen werden.  

Volt will Heilberufe 
(Physio-, Ergo-, Psy-
chotherapie und 
Geburtshilfe) durch 
bundesweite Stan-
dards und interdis-
ziplinäre Lernein-
heiten stärken und 
fordert ein Antrags- 
und Stimmrecht 
der Berufe im G-BA. 
Kliniken, welche 
aus- und weiterbil-
den, sollen eine hö-
here Vergütung er-
halten. 
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Pflege 

CDU/CSU SPD Bündnis 90/DIE GRÜNEN FDP AfD Die Linke BSW Volt 

Zur Finanzierung der Pflege 
wird auf einen Mix beste-
hend aus gesetzlicher Pfle-
geversicherung, betriebli-
cher Mitfinanzierung, Steu-
ermitteln und eigenverant-
wortlicher Sorge gesetzt. 
Die häusliche Versorgung 
Pflegebedürftiger steht bei 
der CDU im Mittelpunkt, die 
Vereinbarkeit von Pflege 
und Beruf soll unter ande-
rem durch ein flexibles 
Pflegebudget gestärkt wer-
den. Bezahlbare Pflegezu-
satzversicherungen könn-
ten die Finanzierungslücke 
schließen und eine enge 
Verzahnung von MD und 
Heimaufsicht soll Doppel-
strukturen vermeiden. Zu-
dem setzt die CDU auf ei-
nen Abbau von Sektoren-
grenzen durch neue Wohn- 
und Betreuungsformen. Die 
aktive Sterbehilfe wird von 
der CDU abgelehnt, statt-
dessen soll das das Ange-
bot der Hospiz- und Pallia-
tivversorgung ausgebaut 
werden. 

Die SPD fordert ein solida-
risch finanziertes Pflegesys-
tem, bei welchem private 
Pflegeversicherungen in den 
RSA zwischen allen Pflege-
kassen einbezogen werden. 
Hohe Eigenanteile in der 
stat. Langzeitpflege sollen 
durch einen „Pflege-Deckel“ 
auf 1.000€ pro Monat redu-
ziert werden. Investitions-
kosten für Heime sollen 
nicht mehr vollständig auf 
Bewohner:innen umgelegt 
werden dürfen und die Büro-
kratie abgebaut werden. 
Mehr Zeitsouveränität für 
pflegende Angehörige soll 
durch Familienpflegezeit/-
geld erreicht werden. Außer-
dem will die SPD die Bevor-
zugung von Pflegebedürfti-
gen und ihren Angehörigen 
bei der Vergabe von sozia-
lem Wohnraum durchsetzen 
und (digitale) Beratungsan-
gebote für diese Personen-
gruppen ausbauen.   

Die Grünen fordern wie die 
SPD einen Ausgleich zwi-
schen gesetzlicher und pri-
vater Pflegeversicherung 
und den bürokratischen 
Aufwand zu reduzieren. Ein 
weiteres Ziel ist der Ausbau 
von Angeboten vor Ort und 
eine Herauszögerung der 
Pflegebedürftigkeit zu errei-
chen. Sie streben eine fle-
xiblere Kombinationsmög-
lichkeit von Leistungen für 
Pflegebedürftige an und 
wollen sie finanziell entlas-
ten. Der Zugang zur Tages-
pflege soll verbessert und 
ausgebaut werden. Finanzi-
elle Entlastung für pfle-
gende Angehörige soll in 
Form eines zeitlich begrenz-
ten Ausgleichs der entgan-
genen Einkünfte erfolgen, 
mehrere Personen sollen 
sich die Pflege teilen kön-
nen und berufliche Freistel-
lungen flexibler möglich ge-
macht werden. 

Eine Entlastung pflegen-
der Angehöriger plant die 
FDP mithilfe von besserer 
Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf. Auch die Situa-
tion und Bedürfnisse pfle-
gender Kinder und Jugend-
licher soll stärker in den 
Fokus rücken und nieder-
schwellige Beratungsan-
gebote ausgebaut werden. 
Finanziell fordert die FDP 
eine Diversifizierung, zur 
Stabilisierung der Bei-
tragssätze soll die soziale 
Pflegeversicherung um 
eine kapitalgedeckte 
Komponente ergänzt wer-
den. Zudem verfolgt sie 
die Gleichbehandlung be-
trieblicher Pflegevorsorge 
und Betriebsrente und will 
Anreize für die private 
Pflegevorsorge schaffen. 
Die FDP befürwortet das 
Recht auf selbstbestimm-
tes Sterben und fordert, 
Sterbehilfe zukünftig 
rechtssicher in Anspruch 
nehmen zu können. 

Die AfD fordert, 
die häusliche 
Pflege höher fi-
nanziell zu ho-
norieren und 
pflegende An-
gehörige bei 
Krankheit oder 
Urlaubs-
wunsch durch 
verbesserte 
ambulante so-
wie ausgewei-
tete, befristete 
stationäre An-
gebote zu un-
terstützen. Sie 
lehnt die Mög-
lichkeit zur 
Sterbehilfe ab 
und fordert 
stattdessen 
alle Möglich-
keiten der palli-
ativmedizini-
schen Behand-
lung zu nutzen. 

Die Linke will eine Pflege-
vollversicherung durch-
setzen, die alle pflegeri-
schen Leistungen abdeckt 
und keine Eigenanteile 
aufkommen lässt. Diese 
Vollversicherung soll zu-
dem wohnortnahe, nicht-
kommerzielle professio-
nelle Tages- und Kurzzeit-
pflege sowie Entlastungs-
angebote abdecken. Die 
Linke verfolgt das Ziel, die 
Finanzierung der Pflege 
auf Kostendeckung auszu-
richten und Pflegekon-
zerne aus der stationären 
Pflege zu verdrängen, um 
die Einrichtungen in öf-
fentliche Hand zu über-
führen. Alle pflegenden 
Angehörigen sollen Geld-
leistungen und Renten-
punkte erhalten und bei 
erstmaligem Auftreten ei-
nes Pflegefalls in der Fa-
milie das Recht auf 6 Wo-
chen Freistellung bei vol-
lem Lohnausgleich durch 
den Arbeitgeber haben. 

Das BSW strebt 
eine Pflegevoll-
versicherung an, 
die überwiegend 
aus Steuermit-
teln finanziert 
wird. Eigenan-
teile für Heimbe-
wohner:innen 
sollen deutlich 
gesenkt werden. 
Das Pflegegeld 
soll erhöht wer-
den und pfle-
gende Angehö-
rige adäquat ent-
lohnt werden 
durch eine Orien-
tierung an der 
Entlohnung, die 
professionell 
Pflegende erhal-
ten. Palliativme-
dizin, Versorgung 
mit Hospizen und 
stationäre Pflege 
sollen gefördert 
werden. 

Volt will 
Betreu-
ungsan-
gebote 
für Pfle-
gebe-
dürftige 
aus-
bauen. 
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Gesundheitspolitik und Finanzierung 

CDU/CSU SPD Bündnis 90/DIE GRÜ-
NEN 

FDP AfD Die Linke BSW Volt 

Die CDU will 
den Kassen-
Wettbewerb 
stärken und 
mehr Effizienz 
beim Einsatz 
von Beitrags-
geldern errei-
chen. 

Die SPD will zukünftig 
eine solidarische Bürger-
versicherung etablieren, 
bei dem auch die priva-
ten Versicherungen zum 
RSA beitragen und somit 
eine Stärkung des bei-
tragsfinanzierten Umla-
gesystems erreicht wird. 
Das Ziel ist ein einheitli-
ches und einfaches Ver-
gütungssystem, das 
gleichzeitig die Vorhalte-
kosten der Leistungser-
bringer absichert. Versi-
cherungsfremde Leis-
tungen sollen künftig 
verstärkt aus Steuermit-
teln finanziert werden. 

Die Grünen wollen hin zu 
einer Bürgerversicherung 
und dabei eine Reform 
der Beitragsbemessung 
erreichen. Kapitaleinah-
men sollen hinzugezo-
gen und die Mindestbe-
messungsgrenze refor-
miert werden. Versiche-
rungsfremde Leistungen 
sollen reduziert werden. 
Sie planen eine Finanzie-
rung der Rentenbeiträ-
gen von pflegenden An-
gehörigen und der Bei-
träge von Bürgergeld-
empfänger:innen durch 
den Staat. Der Einfluss 
von Finanzinvestor:innen 
soll begrenzt und öffent-
liche, gemeinnützige Trä-
ger gestärkt werden.  

Die FDP lehnt die 
Einführung einer Ein-
heitskasse ab, hält 
am dualen System 
fest und will die 
Wechsel- und Wahl-
freiheit der Versi-
cherten stärken. Zu-
dem sollen alle Leis-
tungsausweitungen 
der letzten 10 Jahre 
Evidenz-, Effizienz- 
und Wirtschaftlich-
keits-checks unter-
zogen werden, um 
ungenügende Leis-
tungen zu streichen. 

Die AfD fordert die 
beitragsfreie Mit-
versicherung der 
Bürgergeldemp-
fänger:innen zu-
künftig vollständig 
aus dem Bundes-
haushalt zu finan-
zieren. Zudem soll 
eine Senkung der 
hohen Verwal-
tungskosten durch 
Vereinfachung der 
aufgesplitterten 
Selbstverwal-
tungsstrukturen 
erfolgen. 

Die Linke plant den 
Wegfall der Beitragsbe-
messungsgrenze und 
fordert Beitragserhebun-
gen auf Einkommen aus 
Kapitalerträgen und an-
deren Einkommensar-
ten. Privatversicherte 
sollen in die gesetzliche 
Krankenversicherung 
einbezogen werden. Sie 
fordert einen Stopp von 
Investitionen und teu-
rem Weiterverkauf 
durch private Kapitalge-
sellschaften (insbeson-
dere Private Equity) von 
Pflegeeinrichtungen und 
MVZ. 

Das BSW plant die Ein-
führung einer Bürgerver-
sicherung für Gesund-
heit und Pflege, in die 
alle Bürger:innen nach 
ihrem Einkommen ein-
zahlen. Ziel ist die Ab-
schaffung der Zusatzbei-
träge und dauerhaft ge-
ringere Beiträge. Versi-
cherungsfremde Leis-
tungen sollen über Steu-
ern finanziert werden 
(z.B. Beiträge von Bür-
gergeld-Empfänger:in-
nen). In der PKV sollen 
Altersrückstellungen 
beim Anbieterwechsel 
übertragbar sein.  

Volt strebt eine Konsoli-
dierung der Krankenkas-
sen in vier bundesweite 
Kassen an und hat das 
langfristige Ziel einer eu-
ropäischen Krankenversi-
cherung, in die alle ein-
zahlen. Die Krankenkas-
sen sollen als gemeinnüt-
zige Genossenschaften 
unter einheitlicher Vertre-
tung durch den GKV_SV 
(auch auf Landesebene) 
verfasst werden, Verwal-
tungsräte aufgelöst und 
die Mitbestimmung durch 
den Erwerb von Genos-
senschaftsanteilen die 
Sozialwahlen ersetzen. 
Kranken- und Pflegeversi-
cherung sollen fusionie-
ren und die Beitragsbe-
messungsgrenze auf das 
Niveau der Rentenversi-
cherung angehoben wer-
den. Nicht-evidenzba-
sierte Leistungen (z.B. 
Homöopathie) werden 
von der GKV-Finanzierung 
ausgeschlossen. 
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Prävention, öffentliche Gesundheit und mentale Gesundheit  

CDU/CSU SPD Bündnis 90/DIE GRÜNEN FDP AfD Die Linke BSW Volt 

Die CDU will 
ambulante und 
stationäre Ver-
sorgungsange-
bote für psy-
chische Er-
krankungen be-
darfsgerecht 
verbessern, 
insbesondere 
für Kinder und 
Jugendliche. 
Präventionsan-
gebote sollen 
in allen Le-
bensbereichen 
verbessert wer-
den, um Men-
schen in ihrer 
Eigenverant-
wortung und 
Gesundheits-
kompetenz zu 
stärken. Die 
Cannabis-Le-
galisierung will 
die CDU zu-
rücknehmen. 

Die SPD will besser auf 
zukünftige Ereignisse 
wie z.B. eine erneute 
Pandemie vorbereiten. 
Zudem hat sie das Ziel, 
dass alle Menschen, die 
eine Psychotherapie be-
nötigen, zügig einen 
Therapieplatz erhalten. 
Die ePA soll als „persön-
licher Gesundheitsbera-
ter für Versicherte“ auch 
für die Prävention ge-
nutzt werden und die 
Präventionsangebote zu 
Sucht und psychischen 
Erkrankungen durch nie-
derschwellige (digitale) 
Angebote und Schul-
kampagnen ausgebaut 
werden.  Zudem sollen 
verbindliche Ziele zur 
Reduktion ungesunder 
Inhaltsstoffe in Lebens-
mitteln festgehalten 
werden. Sie fordern 
strengere Regulierun-
gen, Wettbewerbsbe-
schränkungen und Al-
tersgrenzen für Drogen. 

Die Grünen wollen den ÖGD 
stärken und das Gemeinwe-
sen besser auf Bedrohungen 
vorbereiten (u.a. Vorrat mit 
Arzneimitteln und Medizin-
produkten sowie regelmäßige 
Katastrophenschutzübun-
gen). Sie streben einen Bund-
Länder-Pakt für mentale Ge-
sundheit an und wollen nied-
rigschwellige Zugänge zu psy-
chosozialen und therapeuti-
schen Angeboten ermögli-
chen. Außerdem sollen Kin-
der vor Werbung durch unge-
sunde Lebensmittel ge-
schützt werden und Maßnah-
men zum Senken des Zucker-
gehalts von Softdrinks einge-
führt werden. Die Grünen hal-
ten an dem Ziel des Verkaufs 
von Cannabis in lizenzierten 
Fachgeschäften weiter fest 
und wollen gleichzeitig Ange-
bote für Prävention, Therapie 
und Schadensminderung 
ausbauen. 

Die FDP fordert eine Ent-
stigmatisierung psychi-
scher Erkrankungen und 
will niedrigschwellige, di-
gitale Angebote schaffen. 
Die Wartezeit auf einen 
Therapieplatz soll auf un-
ter 4 Wochen verkürzt 
werden und die Suizidprä-
vention ausgebaut wer-
den. Die Präventionsstra-
tegie der FDP setzt auf Di-
gitalisierung, z.B. durch 
Apps, Telemedizin und 
Wearables (für die nutzen-
den Versicherten reduzier-
ter Zusatzbeitrag). Sie will 
die Prävention auch bei 
Suchtmitteln in den Fokus 
rücken. An der Cannabis-
Legalisierung hält die FDP 
fest und will Aufklären an-
statt zu Kriminalisieren. 

Die AfD strebt eine 
Reformation der Fi-
nanzierung der WHO 
an, den WHO-Pan-
demievertrag lehnt 
sie ab. Sollte eine 
Reform nicht mög-
lich sein, befürwor-
tet sie den Austritt 
Deutschlands aus 
der WHO. In Bezug 
auf Impfungen sieht 
sie eine Beweiser-
leichterung für den 
Nachweis von Impf-
schäden vor und be-
tont das Grundrecht 
auf Selbstbestim-
mung und die kör-
perliche Unversehrt-
heit. Die AfD sieht in 
der Cannabis-Legali-
sierung einen Fehler, 
der korrigiert werden 
muss. Die sucht-
psychiatrische Ver-
sorgung will sie aus-
bauen. 

Die Linke spricht sich für 
die gezielte Bereitstel-
lung von Geldern aus, 
um Forschung zu öffent-
licher Gesundheit und 
die nichtkommerzielle 
klinische Forschung zu 
fördern. Sie sieht eine 
Reform der Bedarfspla-
nung für vertragsthera-
peutische Kassensitze 
und der Ausbildungsfi-
nanzierung und -vergü-
tung vor. Zudem will sie 
eine Stärkung von Prä-
ventions-, Beratungs- 
und Hilfsangeboten 
durchsetzen. Die Linke 
bestrebt ein Werbe-
/Sponsoringverbot für 
Tabak, Alkohol, andere 
Drogen und Glücksspiel. 
Sie setzt auf die Entkri-
minalisierung von Dro-
gen und die Legalisie-
rung von Cannabis. Pa-
rallel sollen Aufklä-
rungskampagnen anlau-
fen und der organisier-
ten Kriminalität der 
Kampf angesagt wer-
den. 

(-) Volt nimmt den Klimaschutz 
auch in der Gesundheitspolitik in 
den Blick und fordert zukünftig 
eine Hitzestrategie und die Re-
duktion weiterer Umweltrisiken 
Die Resilienzförderung im Ge-
sundheitswesen wird u.a. durch 
internationale Pandemiefor-
schung gestärkt. Volt will Maß-
nahmen gegen die Vereinsamung 
in der Gesellschaft treffen und 
den Ausbau psychosozialer An-
gebote fördern. Eine Anpassung 
der Bedarfsplanung für Psycho-
therapie soll den Zugang zu An-
geboten erleichtern. Im Bereich 
der öffentlichen Gesundheit sol-
len tägliche Bewegung in Schu-
len und kostenlose kommunale 
Sportprogramme für Erwachsene 
und eine Steuer auf Zucker ein-
geführt werden. KK-Bonuspro-
gramme sollen gefördert und er-
weitert werden, um Anreize zu re-
gelmäßiger Bewegung zu setzen. 
Volt hält an der Cannabis-Legali-
sierung fest und strebt eine Ent-
kriminalisierung psychoaktiver 
Substanzen an und will eine ver-
stärkte Suchprävention bei 
Glücksspiel und Social Media.  
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Digitalisierung im Gesundheitswesen  

CDU/CSU SPD Bündnis 90/DIE 
GRÜNEN 

FDP AfD Die Linke BSW Volt 

Die CDU will die Digi-
talisierung in Arztpra-
xen und ambulanter 
Versorgung gezielt un-
terstützen. Die Weiter-
gabe der persönlichen 
Gesundheitsdaten für 
klinische Studien soll 
freiwillig erfolgen. 

Die SPD fordert den Aus-
bau von KI-gestützter Do-
kumentation und den digi-
talisierten Datenaus-
tausch zur Unterstützung 
bei der Erforschung neuer 
Therapien. Die Zusam-
menarbeit zwischen den 
Sektoren soll durch den 
Einsatz von Telemedizin 
und Telepharmazie ver-
bessert werden. 

Die Grünen beto-
nen: „Unnötige Bü-
rokratie, die heutzu-
tage digital und effi-
zienter laufen 
könnte, muss abge-
baut und der Nutzen 
für Patient*innen er-
höht werden, auch 
durch den Einsatz 
künstlicher Intelli-
genz.“ 

Die FDP 
will unnö-
tige Büro-
kratie ab-
bauen und 
die Digita-
lisierung 
vorantrei-
ben. 

Die AfD lehnt die Schaffung 
einer zentralen Datenbank mit 
Anbindung von Kliniken/Pra-
xen/Psychotherapeut:in-
nen/Apotheken zur Speiche-
rung vertraulicher Patienten-
daten ab. Stattdessen sieht 
sie die Speicherung eines 
Notfalldatensatzes bestehend 
aus Medikamentenplan und 
Patientenverfügung auf der 
Gesundheitskarte vor. 

Die Linke fordert, dass die 
elektronische Patienten-
akte konsequent auf die 
Verbesserung der Behand-
lung ausgerichtet sein soll 
und keine großen Daten-
mengen ohne das Wissen 
der Patient:innen auch für 
kommerzielle Player freige-
geben werden. Zudem soll 
eine wissenschaftliche Be-
wertung für DiGAs erfol-
gen.   

Das BSW sieht 
die ärztliche 
Schweigepflicht 
als Grundvo-
raussetzung, an 
der sich alle Be-
mühungen um 
eine Digitalisie-
rung orientieren 
sollen. 

Volt will telemedizini-
sche und -psychothera-
peutische Angebote aus-
bauen. Außerdem soll 
eine Kooperation für sek-
torenübergreifende digi-
tale Kommunikation un-
ter Leitung der gematik 
geschaffen werden mit 
einheitlichen Kommuni-
kations- und Dokumen-
tationsstandards in der 
ePA. 
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Pharmazie und Arzneimittel  

CDU/CSU SPD Bündnis 
90/DIE 

GRÜNEN 

FDP AfD Die Linke BSW Volt 

Die CDU fordert eine Apothe-
kenreform zur Stärkung der Prä-
senzapotheken. Die Standort- 
und Wettbewerbsbedingungen 
für Pharma- und Gesundheits-
wirtschaft in Deutschland will 
sie verbessern und die Entwick-
lung neuer Produkte erleich-
tern, z.B. durch schnellere Zu-
lassungsverfahren. Sie sieht 
eine Sicherung der Lieferketten 
auch bei der Grundversorgung 
vor und will die Entwicklung von 
Reserveantibiotika, Impfstoffen 
und Forschung an Kinderarznei-
mitteln sowie die Krebstherapie 
verbessern. 

Die SPD will Liefersicherhei-
ten für alle Arzneimittel und 
setzt dabei auf eine stärkere 
Produktion von Arzneimitteln 
in Deutschland und Europa. 
Zudem fordert die SPD die 
Möglichkeit für Krankenkas-
sen und andere nationale/eu-
ropäische Akteure, größere 
Mengen an Therapien über 
längere Zeiträume einkaufen 
zu dürfen. Sie verfolgt das Ziel 
von personalisierten Thera-
piemöglichkeiten für Präven-
tion und Behandlung zu er-
schwinglichen Preisen. 

Die Grü-
nen pla-
nen eine 
Reform 
der Apo-
theken-Fi-
nanzie-
rung. 

Die FDP will den Produkti-
ons- und Forschungs-
standort Deutschland stär-
ken. Dazu soll ein frühzeiti-
ger Zugang zu nutzenbrin-
genden und innovativen 
Arzneimitteln ermöglicht 
werden, z.B. durch ein be-
schleunigtes Zulassungs-
verfahren. Sie will die Re-
geln der Nutzenbewertung 
und Preisverhandlungen 
überprüfen und Therapie-
erfolge besser vergüten.  

Die AfD plant den Versand-
handel mit rezeptpflichtigen 
Medikamenten nicht mehr zu-
zulassen. Sie befürwortet die 
Rückverlagerung der pharma-
zeutischen Produktion nach 
Deutschland und in sichere 
Herkunftsländer. Der Arznei-
mittelgroßhandel in Deutsch-
land soll dazu verpflichtet 
werden, mind. die Menge der 
durchschnittlichen zwei Mo-
natsbedarfe bei versorgungs-
relevanten Arzneimitteln vor-
zuhalten. 

Die Linke will 
den Einfluss der 
Pharmakonzerne 
zurückdrängen 
und hin zu mehr 
öffentlicher Kon-
trolle über Arz-
neimittelfor-
schung. Sie for-
dert eine EU-ein-
heitliche Festle-
gung der Preise. 

(-) Volt will zukünftige Lie-
ferengpässe durch eine 
Rückverlegung der Arznei-
mittelproduktion nach Eu-
ropa vermeiden. Sie fordern 
ein neues, aufwandsorien-
tiertes Vergütungsmodell für 
Apotheken und wollen 
durch europaweite Preisan-
passungen Arzneimittelver-
schiebungen verhindern. 
Wettbewerbs- und Rabattre-
gulierungen und eine An-
passung der Medikamen-
tenmengen an den tatsäch-
lichen Gebrauch soll Über-
verbrauch reduzieren und 
Umweltbelastungen sen-
ken. 
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4. Fazit zu gesundheitspolitischen Vorhaben aus den Wahlprogram-
men 
CDU/CSU 

Die CDU/CSU setzt auf Effizienz im Gesundheitswesen und möchte den Wettbewerb zwischen 
Krankenkassen fördern, ohne das duale System aus gesetzlicher und privater Krankenversiche-
rung abzuschaffen. Fehlsteuerungen infolge der Krankenhausreform sollen korrigiert werden – 
welche das sind und was konkret verbessert werden soll, wird nicht benannt. Der Abschnitt 
„Pflege zukunftsfest machen“ nimmt einen großen Teil ein und setzt damit einen Fokus für die 
gesundheitspolitischen Vorhaben der CDU/CSU. Sie legt Wert auf häusliche Betreuung und 
möchte ein Pflegebudget einführen, das flexibel eingesetzt werden kann. Die Lücke in der Finan-
zierung der Pflege soll u. a. durch private Pflegezusatzversicherungen geschlossen werden. Haus-
ärzt:innen sollen eine stärkere Rolle in der Steuerung der Patientenversorgung übernehmen, u.a. 
um Wartezeiten zu verkürzen. Die Union möchte bessere Versorgungsangebote für psychische Er-
krankungen schaffen und die Gesundheit von Frauen stärker in den Fokus nehmen. Apotheken 
sollen gestärkt werden, wie auch die Pharma- und Gesundheitswirtschaft. Das Cannabis-Gesetz 
der Ampel soll wieder abgeschafft werden.  

 

SPD 

Die SPD strebt die Einführung einer solidarischen Bürgerversicherung an. Versicherungsfremde 
Leistungen sollen künftig aus Steuermitteln finanziert werden. Regionale Versorgungsnetzwerke, 
Gesundheitskioske und mehr Kooperation zwischen ambulanten und stationären Einrichtungen 
sollen die Versorgung verbessern. In der ambulanten Versorgung soll eine Termingarantie für ge-
setzlich Versicherte und die Entbudgetierung von Hausärzt:innen eingeführt werden. Die Attrakti-
vität der Gesundheitsberufe soll durch bundeseinheitliche Personalausstattung, tarifgebundene 
Gehälter und Kompetenzerweiterung für die Pflege gestärkt werden. Die bereits angestoßenen 
Reformen im Rettungsdienst und der Notfallversorgung sollen umgesetzt werden. Zukünftig soll 
ein gemeinsam finanziertes Pflegesystem gelten und die Eigenanteile in der Pflege sinken. Die 
SPD plant einen Pflege-Deckel, um die finanziellen Belastungen in der stationären Langzeitpflege 
auf maximal 1000 €/ Monat zu reduzieren, und möchte pflegende Angehörige stärker unterstüt-
zen. Wie diese Finanzierung umgesetzt werden soll, bleibt unklar.  

 

Bündnis 90/Die Grünen  

Die Grünen wollen, wie auch die SPD, eine Bürgerversicherung unter Einbeziehung aller Einkom-
mensarten und einer Reform der Beitragsbemessung einführen. Sie streben einen Abbau sektora-
ler Barrieren zwischen ambulanter und stationärer Versorgung an und setzen auf regionale Ver-
bünde, die „Gesundheitsregionen“. In der hausärztlichen Versorgung wollen sie Sprechstunden-
anteile für gesetzlich Versicherte durchsetzen. Die Digitalisierung, etwa durch Telemedizin und 
KI, soll zur Verbesserung der Patientenversorgung genutzt werden. Für die Gesundheitsberufe sol-
len höhere Personalschlüssel umgesetzt und eine Kompetenzerweiterung ermöglicht werden. 
Prävention und innovative Pflegeformen stehen im Mittelpunkt, um Pflegebedürftigkeit zu verzö-
gern. Zudem sollen flexiblere Leistungskombinationen ermöglicht werden, z.B. in Form eines 
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„Pflegebudgets“ und Angehörige finanziell unterstützt werden. Wie auch bei der SPD soll langfris-
tig eine „Pflegebürgerversicherung“ eingeführt werden. Es bleibt unklar, wie die geplanten Leis-
tungen in der Pflege refinanziert werden sollen. 

 

FDP 

Die FDP lehnt eine Einheitskasse (sog. Bürgerversicherung) ab und setzt auf die Beibehaltung des 
dualen Systems. Sie fordert eine Überprüfung von Leistungen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung auf Effizienz und Wirtschaftlichkeit. Leistungen, welche diesen Prinzipien nicht entsprechen, 
sollen gestrichen werden. Finanzielle Eigenvorsorge soll gestärkt und Verwaltung vereinfacht wer-
den. Eigenverantwortung in der Prävention und ambulante Versorgung stehen im Fokus, bei-
spielsweise durch Apps und Wearables. Die geringeren Kosten digitaler Angebote sollen den Kran-
kenkassen ermöglichen, Versicherten einen reduzierten Zusatzbeitrag anzubieten. Zudem will die 
FDP Deutschland als Produktionsstandort für Arzneimittel stärken sowie Zulassungsverfahren 
und Nutzenbewertung reformieren.  

 

AfD 

Die AfD lehnt die Einführung einer Bürgerversicherung ab und betont die Bedeutung von Eigenver-
antwortung im Gesundheitswesen. Sie will pflegende Familien unterstützen und spricht sich ge-
gen aktive Sterbehilfe aus. Eine zentrale Datenspeicherung von Patient:innendaten wird abge-
lehnt, lediglich Medikamentenpläne und Patient:innenverfügungen sollen auf der Gesundheits-
karte gespeichert werden. Fallpauschalen in der stationären Versorgung sollen abgeschafft und 
eine Rückkehr zu individuellen Budgetverhandlungen zwischen den Häusern und dem GKV-SV 
angestrebt werden. Die Hausärzt:innen hingegen sollen entbudgetiert und Niederlassungshilfen 
für Ärzt:innen im ländlichen Raum etabliert werden. Die Cannabis-Legalisierung sieht die AfD als 
Fehler an. 

 

Die Linke 

Die Linke fordert einen Wegfall der Beitragsbemessungsgrenze und die Einbeziehung aller Ein-
kommensarten für die Beiträge der GKV. Eine Pflegevollversicherung, die alle Leistungen ohne Ei-
genanteile abdeckt, soll eingeführt, die Arbeitsbedingungen im Pflegebereich verbessert und An-
gehörige unterstützt werden. Kommunale Gesundheitszentren sollen als zentrale Anlaufstelle für 
Patient:innen ausgebaut werden. Fallpauschalen im stationären Bereich sollen wieder abge-
schafft werden. Private Gesundheitseinrichtungen im stationären Bereich (Pflege, KH) sollen wie-
der in die öffentliche Hand übergehen. Zur Finanzierung der stationären Versorgung und der Über-
nahme durch öffentliche Träger fehlen jedoch konkrete Vorschläge. Die ePA soll konsequent auf 
die Verbesserung der Behandlung ausgerichtet sein und nicht ohne Wissen der Patient:innen für 
kommerzielle Player freigegeben werden. 
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BSW  

Das BSW möchte eine Bürgerversicherung, in die alle Bürger:innen nach ihrem Einkommen ein-
zahlen, einführen. Versicherungsfremde Leistungen sollen steuerfinanziert werden und flankie-
rend eine Pflegevollversicherung geschaffen werden. Das Pflegegeld soll deutlich angehoben und 
pflegende Angehörige dadurch stärker unterstützt werden. Das BSW sieht Hausärzt:innen als 
zentrale Ansprechpartner:innen im Gesundheitswesen an und fordert eine höhere Vergütung je-
ner, ohne zu konkretisieren wie die Ausgestaltung und Refinanzierung erfolgen soll. Die Kranken-
hausreform soll rückgängig gemacht und Krankenhausprivatisierungen gestoppt werden. Das 
BSW setzt sich für eine sektorenübergreifende Versorgung und die Verstetigung innovativer integ-
rativer Versorgungskonzepte ein, verzichtet jedoch auf die Angabe Rahmenbedingungen zur Aus-
gestaltung dieser. Konkrete Vorschläge zur Etablierung von Maßnahme der Prävention und Ge-
sundheitsförderung fehlen ebenfalls.  

 

Volt  

Volt verfolgt als einzige Partei einen genossenschaftlichen Ansatz in der Gesundheitspolitik. Die 
Krankenkassen sollen zunächst zu vier bundesweiten Kassen mit einheitlicher Vertretung und 
Aufsicht zusammengefasst und die Mitbestimmung durch den Erwerb von Genossenschaftsan-
teilen gesichert werden. Zur Vereinfachung sollen Kranken- und Pflegeversicherung zusammen-
gelegt und langfristig eine europaweite Versicherung etabliert werden. Durch die Ausarbeitung 
konkreter Maßnahmen konzentrieren sich Volt auf wenige Teilbereiche des Gesundheitssystems. 
Das bei den anderen Parteien sehr ausführlich diskutierte Thema der Pflege findet dagegen kaum 
Beachtung. Stattdessen finden sich konkrete Vorschläge zur Verbesserung der Digitalstrategie 
durch einheitliche Kommunikationsstandards, Maßnahmen für eine europäisch gedachte Arznei-
mittelversorgung und eine umfassenden Reform der Notfallversorgung.  Ein weiterer Schwerpunkt 
liegt zudem auf den therapeutischen Berufen, der Psychotherapie und der Geburtshilfe, die durch 
ein Antrags- und Stimmrecht im G-BA sowie einheitliche Strukturen zur Aus- und Weiterbildung 
gestärkt werden sollen. Die ambulante Versorgung (auch im ländlichen Raum) soll künftig durch 
multiprofessionelle „Regionale Versorgungszentren“ (RVZ) erfolgen und die hauspraxiszentrierte 
Versorgung gestärkt werden. Vorschläge in den Bereichen der Gesundheitsförderung und Präven-
tion arbeiten sie im Gegensatz zu den anderen Parteien stärker heraus.  
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5. Links zu den Wahlprogrammen  
CDU/CSU: https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwech-

sel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf 

SPD: https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Beschluesse/Programm/Entwurf_Regierungs-

programm_2025.pdf 

Bündnis 90/DIE GRÜNEN: https://cms.gruene.de/uploads/assets/20241216_BTW25_Program-

mentwurf_DINA4_digital.pdf 

AfD: https://www.bundestagswahl-bw.de/fileadmin/bundestagswahl-bw/2025/Wahlpro-

gramme/AfD_Leitantrag-Bundestagswahlprogramm-2025.pdf 

Die Linke: https://www.die-linke.de/fileadmin/1_Partei/parteitage/Au%C3%9Ferordentli-

cher_Parteitag_25/Wahlprogramm_Entwurf.pdf 

BSW: https://bsw-vg.de/bundestagswahl2025/ 

Volt: https://voltdeutschland.org/storage/assets-btw25/volt-programm-bundestagswahl-2025-

alt1.pdf 
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